
Übergewinnsteuer 
 
Wieso dieses Projekt? 
Die Auswirkungen der Corona-Pandemie und des Krieges in der Ukraine sind auf den 
globalen Märkten nach wie vor spürbar. Die Rohstoffpreise schossen aufgrund von 
Börsenspekulation, Engpässen, logistischen Schwierigkeiten und Sanktionen 
zwischenzeitlich drastisch in die Höhe und schwankten gleichzeitig auf hohem Niveau. Die 
Folgen für Millionen von Menschen weltweit: Energie und Nahrungsmittel werden massiv 
teurer oder gar unerschwinglich. Für Schweizer Rohstoffkonzerne wie Glencore, Trafigura, 
Cargill, Vitol und Co. resultierten die Marktverwerfungen in historischen Milliarden-Gewinnen. 
Die zentrale Stellung der Händler zwischen Rohstoffangebot und -nachfrage, gepaart mit 
ihrem globalen Logistiknetzwerk, Finanzierungsmöglichkeiten und exklusivem Zugang zu 
Marktinformationen machen die Händler gerade in Krisenzeiten äusserts profitabel. Aus 
Krisen, in denen Millionen von Menschen von Hunger bedroht sind, in die absolute Armut 
rutschen und akuter Versorgungsunsicherheit leiden, Profit zu schlagen, ist zynisch. Eine 
Übergewinnsteuer auf diese Profite kann dazu beitragen, die sozialen und ökonomischen 
Folgen des Ukraine-Kriegs sowie der weitreichenden Energie- und Nahrungsmittelkrise, 
besonders im globalen Süden, abzufedern. Sie ist eine Umverteilungsmassnahme von 
jenen, die besonders von Krisen profitieren, an jene, die besonders darunter leiden. 
 
 
Was ist das Ziel? 
Mehr als ein Drittel der russischen Staatseinnahmen stammten vor Kriegsausbruch aus 
Einnahmen von Öl und Gas. Schätzungsweise wurden 2021 zwischen 50 und 60 Prozent 
des russischen Erdöls und 75 Prozent der russischen Kohle über Genf, Zug, Lugano und 
Zürich gehandelt. Das liegt auch daran, dass die Schweiz über Jahre mit ihrer bürgerlichen 
Tiefsteuerpolitik die “idealen” Bedingungen für ebendiese Konzerne geschaffen hat. Die 
Schweiz trägt als Drehscheibe russischer Energieträger somit eine historische und politische 
Verantwortung an diesem Krieg und steht der Ukraine gegenüber in der Schuld. Die Kosten 
für den Wiederaufbau wurden Ende 2022 auf 750 Milliarden Franken geschätzt. Mit einer 
temporären Kriegsgewinnsteuer könnte die Schweiz einen wichtigen Beitrag dazu leisten, 
Kriegsgewinne gerecht zu verteilen. Damit würde die Schweiz endlich Verantwortung für ihre 
Rolle als Handelszentrum fossiler Rohstoffe aus Russland übernehmen und die exorbitanten 
Kriegsgewinne der Rohstoffkonzerne in den sozialen, ökologischen und 
demokratiefördernden Wiederaufbau der Ukraine investieren.  
 
 
Wieso sollte sich die GSoA diesem Projekt annehmen? 
Viel zu lange wurden die Machenschaften Schweizer Rohstoffhändler auf die lange Bank 
geschoben. Durch den Transithandel von fossilen Energieträgern und Rohstoffen aus 
autoritären Staaten wie Saudi-Arabien, Russland oder Katar werden undemokratische 
Staatsstrukturen aus der Schweiz mitfinanziert. Aus einer friedenspolitischen Sicht ist es aus 
zwei Gründen zentral, dieser Finanzierung ein Ende zu setzen. 
Erstens ist es im friedenspolitischen Interesse aller Menschen, undemokratische, 
militarisierte und menschenrechtsverletzende Regimes nicht zu unterstützen. Zweitens treibt 
insbesondere der Handel mit fossilen Rohstoffen die Klimakrise zusätzlich an. Dies führt 
langfristig zu mehr bewaffneten Konflikten um Ressourcen wie Wasser, gesunder Boden, 
Nahrungsmittel etc. Aus einer friedens-, klima- und aussenpolitischen Perspektive ist es also 
unumgänglich, die Rolle von internationalen Grosskonzernen mit Sitz in der Schweiz zu 
thematisieren. Eine Übergewinnsteuer kann zumindest dafür sorgen, dass illegitime 
Kriegsprofite für friedensfördernde Strukturen eingesetzt werden.  
 
 
 
Was sind die konkreten Forderungen?  
Die EU hat jüngst eine Übergewinssteuer eingeführt, bei der Übergewinne von Gas-, Kohle- 



oder Erdölkonzernen, die mindestens 75% ihres Umsatzes in der Extraktion, im Bergbau, 
oder in der Raffination erzielen, mit einem Mindeststeuersatz von 33 Prozent besteuert. Die 
Gewinne aus dem Handel mit diesen oder weiteren Rohstoffen sind davon nicht betroffen. 

- Der Bund wird dazu aufgefordert, eine Übergewinnsteuer einzuführen. 
- Der Übergewinn wird anhand eines definierten Referenzzeitraums in den Vorjahren 

ermittelt.  
- Der Steuersatz beträgt mindestens 33% 
- Betroffen sind Unternehmen, die durch die Marktverwerfungen aufgrund des 

Ukrainekriegs ihre Gewinne deutlich vervielfacht haben. Dabei wären insbesondere 
die Sektoren Energie- und Rohstoffproduktion, Energie- und Rohstoffhandel, die 
Hochseeschifffahrt sowie die Rüstungsproduktion betroffen, da diese Übergewinne 
speziell in Zusammenhang mit dem Ukrainekrieg erwirtschaftet wurden. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


